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as Amtsgericht und verſchiedene Gemeinden

Donnerstag, den 22. September 1932 e
Sonnabend, den 24. September,

Kram- und Schoweinemarht
in Kemberg.

Der Auftrieb beginnt um 7 Uhr
Kemberg, den 19. September 1932.

138 Der Magiſtrat.
Die Nacheichung

in Kemberg endet am Donnerstag, den 22. September
Alle Perſonen, die Waagen, Gewichte, Flüſſigkeitsmaße-
Längenmaße uſw. anwenden und bereithalten und noch
keine Aufforderung zur Einlieferung erhalten haben, ſowie
die Perſonen, die nicht alle Eichgegenſtände vorgelegt haben,
werden hierdurch aufgefordert, ſie am Donnerstag, den
22. September, um 8 Uhr vormittags, im Gaſthauſe Jrmer
zur Nacheichung vorzulegen. Werden bei ſpäteren unver
mmuteten Reviſtonen Gegenſtände, die der Eichung entzogen
ſind, vorgefunden ſo haben die Beſitzer Beſtrafung und
Beſchlägnahme zu gewärtigen

Kemberg, den September 1932.
137 Der Bürgermeiſter als Ortspolizeibehörde.

Amtlich wird mitgeteilt: „Das Reichskabinett be
ſchloß, dem Reichspräſidenten den 6. November 1932
als Termin der Neuwahlen zum Deutſchen Reichstag
vorzuſchlagen.

Nach der Zuſtimmung des Reichspräſidenten zu dieſem
Vorſchlag wird der Reichsminiſter de ie m

Wahlliſten ergehen laſſen. We wird das Reichsinnen
miniſterium auch die Friſten bekanntgeben, bis zu denen die
Liſten in den einzelnen Wahlkreiſen eingereicht werden
müſſen. Aenderungen des Wahlgeſetzes dürften bis zu einem
neuen Termin nicht mehr erfolgen.

Da der Reichstag nach den verfaſſungsrechtlichen Beſtim
mungen ſpäteſtens am 30. Tage nach der Wahl eröffnet wer
den mußz, würde alſo der ZJuſammenkritt des neuen Reichs
kags ſpäteſtens für den 6. Dezember zu erwarken ſein.

Der Preußiſche Landtag iſt endgültig auf Mittwoch, den
21. September, 13 Uhr, einberufen worden.

Reichstagsausſchuß am 22. 9.
Berlin, 19. September.

Der Ausſchuß zur Wahrung der Rechte der Volksvertre
tung iſt jetzt für Donnerstag, den 22. September, einberufen
worden. Auf der Tagesordnung ſteht. Unterſuchung der Vor
gänge in der zweiten Sitzung des Reichstags am Montag,
dem 12. September. Ob in dieſer Sitzung bereits in die
Zeugenvernehmung eingetreten werden ſoll, ſteht offenbar
noch nicht feſt. Jedenfalls iſt auf der Tagesordnung eine
entſprechende Ankündigung nicht erfolgt.

J p eHell Borellungen
Einſpruch gegen die Maßnahmen des Reichskommiſſars für

Preußen.
Berlin, 20. September.

Der Preußiſche Preſſedienſt der NSDAP. teilt nähere
Einzelheiten über den Empfang des Landtagspräſidenten
Kerrl durch den Reichspräſidenten mit. Dieſer Beſuch, bei
dem der Reichskanzler und der Staatsſekretär Meißner zu
gegen waren, bot dem Landtagspräſidenten Gelegenheit, dem
Reichspräſidenten Vortrag zu halten ſowohl über die durch
die Einſetzung des Reichskommiſſars entſtandene Lage, wie
auch über die Wahrnehmung der verfaſſungsmäßigen Rechte
durch den Landtagspräſidenken

Der Lanökagspräſident erklärte, daß nach ſeiner Auf
faſſung der vom Reichspräſidenten eingeſetzte Reichskom-
miſſär für Preußen die auf die Wiederherſtellung der Ruhe
und Ordnung bezüglichen Anordnungen in alleiniger Ver
ankworkung Herrn von Hindenburg gegenüber zu vollziehen
habe. Bei allen übrigen Maßnahmen aber, die ſich nicht
auf die Wiederherſtellung von Ruhe und Ordnung beziehen.
müſſe, ſo meinte der Landkagspräſtdent. der Reichskommiſſar
die durch die Verfaſſung gewährleiſteken Rechte des Land
kages, die doch Rechte des Volkes ſelbſt ſind, beachten und
achten, da alle geſetzgebenden Maßnahmen durch die Ver
faſſung der Legislakive des Landkages vorbehalten ſeien.
Trohdem habe die kommiſſariſche preußiſche Regierung be
reits jetzt, unker völliger Ausſchaltung des Landkags, das
Intereſſe des Volkes ſehr einſchneidend berührende Maß
nahmen durchgeführt, und ſolle die Durchführung weikerer
Maßnahmen in gleicher Weiſe begbſichtigen.

Weiter wies Landtagspräſident Kerrl darauf hin, daß
er als verfaſſungsmäßig gewählter Präſident des Landtags
ſich zur Wahrung der Rechte des preußiſchen Volkes ver
pflichtet halte, auch dem Herrn Reichspräſidenten gegenüber
ſeinen Proteſt gegen das von der kommiſſariſchen preu
ßiſchen Regkerung bisher geübte Verfahren zum Ausdruck
zu bringen. Jn dieſem Zuſammenhang erwähnte Präſident
Kerrl, daß der Preußsiſche Landtag eine Entſchließung mit

notwen n spräſident von HindHenn ver Reichskanzler von Papen,

den Stimmen ſämtlicher großen Fraktionen angenommen
habe, in der dem Reichskommiſſar von Papen die Mißbilli
gung des Landtages ausgeſprochen wurde

Nach dem Vortrage des Herrn Landtagspräſidenten fand
eine Ausſprache ſtatt, an der ſich der Reichspräſident ſowohl
wie auch der Reichskanzler lebhaft beteiligten.

Gemeindewahlen in Preußen am 6. November
Der Gemeindegausſchuß des Preußiſchen Landtags be

faßte ſich mit dem nationalſozialiſtiſchen Antrag, wonach
die aus allgemeinen Wahlen hervorgegangenen Vertretun
gen der preußiſchen Gemeinden und Gemeindeverbände
am 16. Oktober neu gewählt werden ſollten.

Der Ankräg wurde nach kurzer Beratung mit den
Stimmen der Ankragſteller und der Kommuniſten mit der
Aenderung angenommen, daß der Zeikpunkt auf den 6. No
vember, den Tag der Reichstagswahlen, abgeändert wurde.
Ferner fand Annghme ein kommuniſtiſcher Zuſahankrag,
wonach alle zwaänzigjährigen Gemeindeangehörigen, die am

November in der Gemeinde wohnen, wahlberechtigt ſein
ſollen. Damit würde die Karenzzeit von einem halber
Jahr aufgehoben ſein.

Der Antrag wird am Mittwoch die Vollſitzung des
Landtags beſchäftigen, und dürfte auch dort Annahme fin
den. Es bleibt abzuwarten, ob der Staatsrat Einſpruch ein
legt. Jn dieſem Falle würde der Beſchluß durch eine Zwei
drittelmehrheit des Landtags beſtätigt werden müſſen.

Kanzler und Landtagspräſident
Die Beanſtandung eines Parlamentsbeſchluſſes.

Berlin, 21. September.
In der Preſſe wird im Zuſammenhange mit dem Be

richt über den Empfang des Landtagspräſidenten Kerrl bei

der bei dieſem Empfang zugegen
war, von dem Landtägspräſidenten die Zurücknahme eines
ſeinerzeit gefaßten Landtagsbeſchluſſes verlangt hat, wo
nach den preußiſchen Beamken geraten wurde, den Anord
en der kommiſſariſchen Staatsregierung nicht Folge zu
eiſten.

Von zuſtändiger Stelle wird dazu erklärt, daß Reichs
kanzler von Papen in der Tat der Erwarkung Ausdruck
gegeben hat, daß es bei dieſem Beſchluß des Landtags
nicht bleiben werde. Der Kanzler hat den Landkagsprä
ſidenten darauf aufmerkſam gemacht, daß die kommiſſariſche
preußiſche Staatsregierung ſich mit einem derartigen Be
ſchluß des preußiſchen Landtags nicht abfinden könne

Es handelt ſich um einen kommuniſtiſchen Antrag, der
in der Sitzung des Preußiſchen Landtags vom 30. Auguſt
dieſes Jahres Annahme fand. Der Antrag lautet: „1
Der Reichspräſident wird aufgefordert, ſofort ſeine Ver

gängig zu machen;
3. kein Beamker oder Angeſtellker iſt verpflichtek, den
auf Grund dieſer Verordnung erlaſſenen Dienſtanwei

ſungen nachzukommen.
Die Beanſtandung richtet ſich gegen die Forderung zu

3, die mit einer aus Nationalſozialiſten und Kommuniſten
beſtehenden Mehrheit zum Landtagsbeſchluß erhoben
wurde.

Die Zuſtimmang zum Regierungsprogramm
Von der Reichskanzlei wird mitgeteilt: Dem Reichs

kanzler ſind aus Anlaß des durch Rundfunk verbreiteten
Regierungsprogramms eine ſo ungemein große Anzahl von
Zuſtimmungserklärungen aus allen Teilen des Landes zu
gegangen, daß er ſich zu ſeinem Bedauern außerſtande ſieht,
ſie alle perſönlich zu beantworten.

Er übermikkelt daher auf dieſem Wege ſeinen herz
lichen Dank allen denen, die ſich in der Rok des Vaterlan-
des mit heißem Herzen als Kämpfer in die Reihen der
ten „mit Hindenburg für Deutſchlands Erneuerung“

ellen.

Der beanſtandete Landtagsbeſchluß
Der Konfliktk mit dem Landkag.

Berlin, 21. September.
An unterrichteter Stelle wird hervorgehoben, daß die

Tatſache daß eine aus den Nationalſozialiſten und Kommu-
niſten ſich Zzuſammenſetzende Landtagsmehrheit einen Be
ſchluß faſſen konnte, der ſämtlichen Staatsbeamten und
angeſtellten das Recht zuſprechen will, die Anordnungen
der vorgeſetzten Dienſtſteen zu ignorieren, der ſchärfſſte
Schlag ſei, der der Staatsautorität je von einem Parlament
zugefügt wurde. Dieſer Konflikt zwiſchen dem Preußiſchen
Landtag und der kömmiſſariſchen Regierung könne von nicht
abſehbarer Tragweite ſein.

Jn parlamentariſchen Kreiſen wird weiter erklärt, daß
man nicht recht eine Möglichkeit ſehe, dieſen Beſchlüß wieder
aus der Welt zu ſchaffen.

Es ſcheint nunmehr feſtzuſtehen, daß die kommiſſariſche
Kegierung nicht die Abſicht hat, vor dem Landkagsplenum
zu erſcheinen, ehe dieſer Konflikt irgendwie bereinigt iſt.

Davon geſprochen, daß

ordnung vom 20. Juli 1932 betr. die Einſetzung des Reichs
kommiſſars für Preußen aufzuheben; 2. alle auf Grund
dieſer Verordnung getroffenen Maßnahmen ſind ſofort rück

Gegen Entlaſſung der Behördenangeſtellken
Berlin, 21 September

Der Beamtenausſchuß des Preußiſchen Landtages nahm
einen Antrag an, nach dem der Reichskommiſſar erſucht
werden ſoll, bei Durchführung der Verordnung über die
Neugliederung von Landkreiſen dafür zu ſorgen, daß u. g.
die bereits ausgeſprochenen Kündigungen von Angeſtellten
der Landkreiſe und Amtsgerichtsbegirke ſofort rückgängig
gemacht werden, im Einvernehmen mit den Angeſtellten
räten und Gewerkſchaften die frei werdenden Staats und
Kommünalangeſtellten anderweitig unter gebrocht werden
und Angeſtellte vor Entlaſſung im weiteſtgehenden Maße
durch Unterbringung in andere Verwaltungen (Rechtsnach
folge) geſchützt werden.

GStaatsgerichtshof am 6. Oktober
Vorläufig auch keine Reichsraksſitzung.

Berlin, 21. September.
Her Termin vor dem Staatsgerichtshof, in dem über

die Klage der preußiſchen Miniſter wegen der Einſetzung des
Reichskommiſſars entſchieden werden ſoll, wird nochmals
eine Vertagung erfahren.

Die Verhandlung, deren Beginn für den 29. September
in Ausſicht genommen worden war, wird vorausſichtlich

erſt am 6. Oktober beginnen.
Im Reichsrat beſteht unter dieſen Umſtänden die ungeklärte
Lage fork. Weder das Reichsratsplenum noch Ausſchüſſe des
Reichsrats ſind bisher zu Sitzungen einberufen worden. Da
dringlicher Arbeitsſtoff zurzeit für den Reichsrat nicht vor
liegt, wird man auch in der nächſten Zeit noch die Ein
berufung des Reichsrats nach Möglichkeit vermeiden. Eine
Reichsratsſizung vor der Entſcheidung des Staatsgerichts
hofs würde jedenfalls den Konflikt mit aller Schärfe von

neuem wieder aufleben laſſen, da die bisherigen preußiſchen
Reichsratsbevollmächtigten nach wie vor allein das Recht in
Anſpruch nehmen, Preußen im Reichsrat zu vertreten.

National und ſozial!
13. Kongreß der chriſtlichen Gewerkſchaften

Düſſeldorf, 21. September.
Der 13. Kongreß der chriſtlichen Gewerkſchaften ſetzte

die Ausſprache über die allgemeine wirtſchaftliche und poli
tiſche Lage fort. Die Ausſprache nahm den ganzen Vor
mittag in Anſpruch. Beſonders eingehend wurde die wirt
ſchaftspolitiſche und ſozigle Frage behandelt.

Eindringlich ſchilderten die Delegierken die harke Rot
der erwerbsloſen Kollegen und Kolleginnen, denen bei der
jetzigen Unterſtützungsſätzen jede Exiſtenzmöglichkeit fehle.

Sie forderten Ausbau der chriſtlichen Arbeiterhilfe, die
(o ſegensreich gewirkt hat, an die aber in der kommenden

Zeit große Anforderungen geſtellt werden müſſen.
Nach Schluß der Ausſprache ſtellte Abgeordneter Schagr

Leipzig feſt, daß die chriſtlichen Gewerkſchäften ſich mit aller
Mächt gegen diejenigen Kreiſe wehren werden, die die Ab-
ſicht haben, die Arbeiterſchaft in Deutſchland wieder zu
Staatsbürgern zweiter Klaſſe zu machen. Dann fuhr der
Redner fort: Trotz allem, was in der letzten Zeit paſſiert iſt,
muß immer noch die hohe Verantworktung, die die chriſt
lichen Gewerkſchäften gegenüber Staat und Volk tragen,
unterſtrichen werden. Wir als chriſtliche Gewerkſchaften be
dauern es in außerordentlichem Maße, daß mit dem Aus
druck nationaler Willensäußerung ſo viel antiſoziale Geſin
nung verknüpft worden iſt. n

Alles, was hier gegen die Politik der letzten Monate
geſcigt worden iſt, geſchah nicht vom parkeipolitiſchen Stand
punkt aus; es iſt geſagt worden, um dem Volke zu dienen,
denn wer der Arbeiterſchaft dient, dient auch dem Volke.
Was wir fordern, iſt, daß nationale Geſinnung und ſoziale
Geſinnung unkrennbar für alle Jukunft ſein müſſen.

Nach Verleſung des Berichts der Mandatsprüfungs
konimiſſion trat eine kurze Miktagspauſe ein Näch der
Mittagspauſe ſprach der Geſchäſtsführer des Geſamtverban

des der chriſtlichen Gewerkſchaſten, F. Baltruſch, Mitglied
des RWR. über die Wirtſchafkskriſe und die volkswirtſchafte
liche Organſtellung der Gewerkſchaften.

Schäffer über die Goziglpolſti
Rede des Reichsarbeitsminiſters vor den chriſtlichen

Gewerkſchaften.
Düſſeldorf, 19. September.

Auf dem 13. Kongreß der Chriſtlichen Gewerkſchaften
Deutſchlands in Düſſeldorf überbrachte Reichsarbeitsminiſter
Dr. Schäffer die Grüße der Reichsregierung Jn ſeiner An
ſprache betonte er, daß der Staat von heute auf eine Zu
ſammenarbeit mit den Berufsvertretungen der Arbeitgeber
ünd Arbeitnehmer größten Wert legen müſſe.

Der Abbau der Arbeitsloſigkeit und die Vermehrung
der Arbeitsgelegenheit ſei das erſte Ziel des Wirkſchafts-
planes der Reichsregierung. Die Bedenken der chriſtlichen
Gewerkſchaften ſeien durch die Ausführungsbeſtimmungen
vom 15. September in der Hauptſache wohl beſeikigt. Die
Reichsregierung werde ihr beſonderes Augenmerk darauf



richken, daß bei der Durchführung die Möglichkeit des Miß
brauchs auf das geringſte Maß beſchränkt werde.

Weiter erklärte der Miniſter, daß die Formen und
Grenzen der Sozialpolitik nicht ſtarr bleiben dürf-
ten. Gerade aus den jetzigen Verhältniſſen heraus könnte
ſich die Notwendigkeit eines weiteren Abbaues des
beſtehenden Schlichtungsweſens ergeben. Vor
der weiteren Ausführung der Ermächtigungsverordnung
werden die Beteiligten, insbeſondere die Gewerkſchaften, ge
hört werden. Auf ihre Mitwirkung werde beſonderer Wert
gelegt.

Die Chriſtlichen Gewerkſchaften in Abwehr
Auf dem Kongreß der Chriſtlichen Gewerkſchaften in

Düſſeldorf wurde nach den Referaten des Verbandsvor-
ſitzenden Otte, des früheren Reichsarbeitsminiſter Steger-
wald und des Landesgeſchäftsführers Kaiſer-Köln eine Ent
ſchließung angenommen, in der eine Staatsführung verlangt
wird, deren Geiſt und Taten die Sorge um das Lebensrecht
und das Lebensauskommen aller Volksgenoſſen beweiſe
Die Regierung Papen biete dafür keine Gewähr. Die letzten
Notverordnungen trieben weiteſte Kreiſe der Arbeiterſchaft
in den Hunger. Die erneute Auflöſung des Reichstags er
wecke den Eindruck, als ſollten Wille und Recht des Volkes
immer mehr ausgeſchaltet werden. Die Chriſtlichen Gewerk
ſchaften ſtünden dieſer Geſamtentwicklung in ſchärfſter Ab
wehr gegenüber

100 Jahre GuſtavAdolf-Berein
Leipzig, 19. September.

Der Guſtav Adolf-Verein, die große Hilfsorganiſation
für das evangeliſche Auslandsdeutſchtum, begeht in dieſen
Tagen ſeine Hunderkjahrfeier zur Erinnerung an den 6. No
vember 1832, an dem der erſte Grundſtein zu ſeinem welt
weiten Werk gelegt wurde.

Die Eröffnung und gleichzeitig den Höhepunkt der Ju
belfeier des GuſtavAdolf-Vereins bildete die gewaltige
Kundgebung am Völkerſchlachtdenkmal. Nach vielen Tau-
ſenden zählke die ungeheure Menge von Teilnehmern, die
zum Teil von weit her mit Sonderzügen nach Leipzig ge
kommen waren. Unzählige Abordnungen evangeliſcher und
vaterländiſcher Verbände ſcharten ſich mit ihren farbenpräch
tigen Bannern, Fahnen und Wimpeln um das Denkmal, wo
ſich die Mitglieder des Zentralverbandes und die zahlreichen
aus dem Jn und Ausland herbeigeeilten Ehrengäſte ver
ſammelt hatten. Mehr als 7000 Sänger und Sängerinnen
ſtimmten das mächtige Guſtav-Adolf-Lied „Verzage nicht,
du Häuflein klein“ an. Dann folgte die Feſtanſprache des

Stagatsminiſters Boelitz,

der darauf hinwies, daß der GuſtavAdolfVerein in Stun
den tiefſter Not unſeres deutſchen Volkes das evangeliſche
Deutſchland und ſeine evangeliſchen Glaubensgenoſſen in
aller Welt aufrufe zur Sammlung, zur Erhebung und zuw
Bekenntnis.

In dieſer kiefen Rotzeit, die wieder zur Schickſalsſtunde
Deutſchlands wurde, proklamiere er, daß ein gequältes Volk
endlich Frieden haben wolle: „Wir wollen frei ſein, wie die
Väter waren.

Die Kundgebung, die auf alle deutſchen Sender über
nommen wurde, ſchloß mit dem gemeinſamen Geſang des
LutherLiedes: „Ein' feſte Burg iſt unſer Gott!“

Der Glückwunſch des Reiches
Reichsinnenminiſter von Gayl in der Hauptverſammlung

des GuſtavAdolf-Vereins.
Leipzig, 20. September.

Jn der erſten öffentlichen Hauptverſammlung des
GuſtavAdolf- Vereins überbrachte Reichsinnenmintſter Frei-
herr von Gayl die Glückwünſche der Reichsregierung und
ging dann in ſeiner Anſprache ausführlich auf das Verhältnis
zwiſchen Staat und der Kirche ein.

Mit ihm, ſo führte er aus, als dem für die geiſtigen
und ſeeliſchen Kräfte unſeres Volkes in erſter Linie verant
worklichen Reichsminiſter bekenne ſich die aus Männern bei
der Bekennkniſſe beſtehende Reichsregierung bewußt und
offen zum chriſtlichen Skagak. Unſere Reichsverfaſſung kenne
nur den Skaat ſchlechthin und überlaſſe es ihm, ſein Ver
hältnis zu den Kirchen und Bekenntniſſen zu regeln. Dieſe
Tatſache enkbinde eine ihrer Verantwortung und Pflicht be
wußte Regierung nicht von der zwingenden Nokwendigkeit,
den Skaat als einen chriſtlichen gufzufaſſen und die Skaaks-
führung in chriſtlichem Sinne zu handhaben. Alles Verank
workungsgefühl wurzele letzten Endes im Ueberſinnlichen,
d. b. für uns in Gokt. Deshalb ſei eine erfolgreiche und wirk

Parlamentsta ung zu einer ſchar

zunehmen.

ſame Skfagksordnung nur auf religiöſer Grundlage denkbar.
Deutſchland und chriſtliche Auffaſſung ſtehen. richtig verſtan
den und bekäkigt, niemals im Widerſpruch mikeinander.
Unſer ganzes kulturelles Leben müſſe deutſch und chriſtlich
gerichtet ſein. In dieſem Sinne zu arbeiten ſei eine beſonders
dringliche Aufgabe der Regierung.

Auch auf allen anderen Gebieten ſtaatlichen und wirt
ſchaftlichen Lebens müſſe die deutſche chriſtliche Anſchauung
ſich wieder zur Geltung bringen, denn ſie allein ſetze die
Liebe über alles! Ohne chriſtliche Liebe gehe es nicht weiter,
und nicht allein Paragraphen unzähliger Geſetze und Ver
ordnungen könnten die Beziehungen zwiſchen Arbeitnehmern
und Arbeitgebern auf die Dauer regeln

Unter dem ſtarken Beifall der Verſammlung dankte der
Vorſitzende des Guſtav-Adolf-Vereins, Geheimrat Profeſſor
D. Dr. Rendtorff, dem Miniſter für das warme per
ſönliche Bekenntnis zum evangeliſchen Glauben und zu den
Grundſätzen einer chriſtlichen Staatsführung. Die Verſamm
lung ſtimmte das Deutſchlandlied an

Eine Million in Groſchen
Die ſeit dem Jahre 1928 für die Jahrhundertfeier in den

evangeliſchen Gemeinden Deutſchlands und in den Guſtav
Adolf Vereinen durchgeführte Groſchen ſammlung hat
den hohen Betrag von 1 162 000 Mark ergeben. Rund 60 000
Sammelbüchſen waren ausgegeben worden, in die jede
Woche ein Mindeſtbetrag von 10 Pfennig einzuzahlen war.

GSparausſchuß konſtituiert
Berlin, 21. September.

Wie verlautet, beſteht der Ausſchuß, der von der Kon
ferenz der Finanzminiſter eingeſetzt worden iſt, außer dem
Reichsfinanzminiſterium aus den vier großen Ländern
Preußen, Bayern, Sachſen und Württemberg und den mitt-
leren Ländern Hamburg, Thüringen und Mecklenburg-
Schwerin. Der Ausſchuß iſt bereits zu einer erſten Sitzung
zuſammengekommen. Das Arbeitsgebiet erſtreckt ſich auf die
verſchiedenen Verwaltungszweige. Der Ausſchuß wird ſich
auch mit der Frage der Beamtenbeſoldung beſchäftigen.
Hierfür beſteht gerade bei den Ländern ein ſtarkes Jnter-
eſſe, da die Beſoldungsverhältniſſe bei ihnen recht ungleich
ſind. Ein beſonders wichtiges Gebiet iſt die Arbeitsloſen-
und die Wohlfahrtsunterſtützung.

GSchulfrei an Hindenburgs Geburtstag
Berlin, 21. September.

Nach einer Mitteilung des Amtlichen Preußiſchen
Preſſedienſtes hat der mit der Wahrnehmung der Geſchäfte
des preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks
bildung beauftragte Staatsſekretär Dr. Lammers an die
Provinzialſchulkollegien und die Regierungen einen Erlaß
herausgegeben, daß zur Feier des 85. Geburtstages des
Herrn Reichspräſidenten am 1. Oktober oder, ſoweit dieſer
Tag in die Ferien fällt, am letzten Schultage der Unter
richt ausfällt

Herriots „Niemals“!
Schroffe Zurückweiſung der deutſchen Gleichberechtigungs-

anſprüche.
Paris, 19. September.
e iot hat die kurzee e e eland benützt. Sowohl vor der Auswärtigen Kommiſſion der

Kammer als auch vor dem Senatsausſchuß hat er die ab
lehnende Haltung Frankreichs gegenüber der deutſchen
Gleichberechtigungsforderung nochmals aufs ſchärfſte unter
ſtrichen und ſogar mit „Enthüllungen“ über angebliche
„deutſche Geheimrüſtungen“ gedroht. Ueber die Erklärun
gen Herriots vor dem Kammerausſchuß veröffentlicht das
amtliche Havasbüro folgenden Bericht:

Was die Frage der Rüſtungsgleichberechtigung und den
hierauf bezüglichen deutſchen Schritt anlange, ſo habe Her
riot an ſeine feſte Haltung erinnert und eindeukig zum Aus
druck gebracht, daß er auf die entweder öffentlich oder hinter
den Kuliſſen gemachten Vorſchläge ſtets ohne Umſchweife mit
Formeln geankwortet habe, die ſich in den Worken zuſam
menfaſſen ließen: „Nein! Niemals! Nichts! Un
möglich!“ Er ſei der Mann des Völkerbundspaktes und
des Verſailler Vertrages geblieben und würde ſich niemals
auf Verhandlungen einlaſſen, die über dieſen Rahmen hin
ausgingen. Die Ausſchußmitglieder hätten daraus die Fol-
gerung gezogen, daß Herriot ſich nicht bereitfinden würde,
an einer Dreier- oder Viererkonſerenz der Großmächte keil

Der franzöſiſche Miniſterpräſi
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Der Ausſchuß habe die Erklärungen des Miniſterprä-
ſidenten vollauf gebilligt, weil ſie ihm im weſentlichen die
Richtlinien darzuſtellen ſchienen, die Miniſterpräſident Her
riot ſeiner Aktion bei der Wiederaufnahme der Arbeiten der
Abrüſtungskonferenz zu geben gedenke. Das Ausſchußmit-
glied Soulier habe den Miniſterpräſidenten um Aufſchluß
darüber erſucht, ob die vom Quai d'Orſay über die Auf
rüſtung Deutſchlands geſammelten Aktenſtücke dritten Mäch
ten mitgeteilt worden ſeien.

Herriot habe ſich über dieſe Aktenſtücke dann geäuſzerk,
deren Echkheit nicht angezweifelt werden könne und von

denen einige belaſtend ſeien.
Er ſei aber der Auffaſſung, daß die Regierung Unrecht ge
habt hätte, wenn ſie davon bisher Gebrauch gemacht hätte;
er habe ſie jedoch teilweiſe im Verlauf von Sonderbeſpre
chungen mit befreundeten Mächten benutzen können.

Herriot erklärte, er werde ſich der geſamten Aktenſtücke
vedienen, wenn er den Augenblick für gekommen erachte,
beiſpielsweiſe, wenn die Debatten über die Gleichberechti-
gungsfrage vor dem Völkerbund aufgerollt werden ſollken.

Nach Auskünften aus Kreiſen der Ausſchußmitglieder
ſcheint Herriot geneigt zu ſein, hierzu eine Art „Unterſu-
chung“ zu beankragen. Verſchiedene andere Fragen, na
mentlich betreffend die Ausbildung in den ſogenannten deut
ſchen Sportvereinigungen, hätten leider nicht angeſchnitten
werden können, aber dieſe Themen würden beim nächſten
Erſcheinen des Miniſterpräſidenten vor dem Ausſchuß, der
am 19. Oktober erneut zuſammentrete, zur Sprache kommen.

Engliſches Memorandum:
Teil V von Verſailles beſteht zu Recht!

Berlin, 19. September.
Die amtliche Ueberſetzung eines durch den britiſchen

Botſchafter der Reichsregierung überreichten Schreibens über
die Frage der deutſchen Gleichberechtigung lautet u. a.:

ganzen britiſchen Volke außerordentlich am Herzen, den Er
folg der Abrüſtungskonferenz zu fördern, und ſie ſind der
Anſicht, daß ein inkernationgles Abkommen zur Beſchrän
kung und Herabſetzung der Rüſtungen (an dem Deutſchland
nakürlich bekeiligt ſein müßte) nicht nur die Welt von einer
Ausgabenlaſt befreien würde, die den wirtſchaftlichen Wie
deraufſtieg hemmt, ſondern daß ein ſolches Abkommen auch
ein ſich ſogleich auswirkender gewichtiger Beitrag zur Siche
rung des Welkfriedens und zur Förderung einer freund
re Geſinnung zwiſchen benachbarten Staaten ſein
würde.

Jn dem tiefen Gefühl ihrer Pflicht, für die Befriedung
zu wirken und nach einer Verſöhnung zwiſchen den verſchie
denen Standpunkten zu ſuchen, hält Sr. Majeſtät Regierung
es für angezeigt, folgende Bemerkungen zu machen:

Die Regierung Sr. Majeſtät ſieht ſich genötigt, zunächſt
ihr Bedauern darüber zu äußern, daß eine politiſche Streit
frage von ſolchem Ausmaß in dieſem Augenblick auftaucht,
wo es doch nötig wäre, die Aufmerkſamkeit und Tatkraft
nicht von den gegenwärkigen, ſo dringend erforderlichen Be
mühungen um den Wiederaufbau der Produktion und des
Handels der Welt abzulenken.

Zugegeben, daß dieſe Frage der Gleichberechtigung ohne
hin vor den Abſchluß der Arbeiten der Abrüſtungskonferenz

Deutſchland hat an einer a
und weitverbreiteter Arbeitsloſigkeit gelitten und leidet noch
daran; andere Signatarmächte des Vertrages von Verſailles
haben dies anerkannt; ſie haben ſich infolgedeſſen bereit ge
zeigt, ihre finanziellen Forderungen an Deutſchland herab
zuſetzen und wirklich grundlegend zu revidieren.

In dieſem Augenblick eine ſcharfe Konkroverſe auf poli
tiſche Gebiet zu beginnen. muß angeſichts der wirkſchaftk
lichen Schwierigkeiten Deukſchlands als unklug und im Hin
blick auf die Deutſchland von ſeinen Gläubigern erſt kürzlich
gemachten Zugeſtändniſſe als beſonders unzeikgemäß er
ſcheinen.

Die Regierung Sr. Majeſtät möchte ſich der Auffaſſung
anſchließen, daß die Theſe, Deutſchland könne aus irgend
einem künftigen Abrüſtungsabkommen oder der Tatſache,
daß überhaupt kein Abkommen zuſtande kommtk, einen
Rechksanſpruch auf Abſchaffung des Teiles V des Verkrages
von Verſailles ableiten. ſich nicht als rechtlich zuläſſige Aus
legung des Verſailler Verkrages und des damik verbundenen
Schriftwechſels vertreten läßt.

herane Ve o V e e e(27. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)
Mit ſpähenden Augen ſchritt Aufnahmeleiter Buſſe

auf der breiten Seebrücke auf und ab, hin und zurück. Oft
mals warf er einen mißmutigen Blick auf ſeine Uhr. Noch
nichts in Sicht! Alſo Verſpätung. Buſſe war ein Mann in
den Dreißigern, mittelgroß, mit einem grobgeſchnittenen,
usgemergelten Geſicht. Sein Mund war roh und gewöhnſich Ebenſo ſeine Sprechweiſe. Er gehörte zu jenen Men

ſchen, die darauf ſtolz ſind, andern Leuten Taktloſigkeiten
zu ſagen, die die bekannte „rauhe Außenſeite“ haben, und
von denen man doch nie genau wußte, ob der Kern dahin
ter auch wirklich weich war. Er hatte nicht gerade einen
guten Ruf. Uber ſeine Vergangenheit war ſich im Grunde nie
mand klar. Dieſe war ſo kompliziert und verworren, daß
nicht allein alle andern, ſondern auch Buſſe ſelbſt manch
mal vieles durcheinanderwarf. So wollte er Dramaturg
bei Zukor in Newyork, Dolmetſcher im Pariſer Royal
rn urnaliſt in Tokio geweſen ſein, in Wien gar Edel
omparſerie gemacht haben, bis er ſchließlich in Berlin lan
dete und als Aufnahmeleiter ſein Brot fand. Aber letzten
Endes ging das „wann und woher“ keinen was an. Summa-
fumarum war Albert Buſſe ein tüchtiger Kerl! Verſtand
allerhand ſo vom Fach, angelte ſich die Requiſiten im
Schweiße ſeines Angeſichts zuſammen, manchmal weiß
Gott woher!, und war immer forſch und guter Dinge.

Die beiden neuen Ankömmlinge waren da. Tora Jören-
junge Dänin von reinſtem ſkandinaviſchen Typus, ſehr

ond, ſehr hübſch, und der waſchechte Berliner mit dem
ausländiſchen Namen Roxy Hudſon. Roxy hörte eigentlich
auf den Namen Emil Gläſer. Aber da er als nie verſagen
der und eleganter Detektiv-Bonvivant à la Stuart Webbs
en mußte er ſich einen möglichſt originell klingenden

men zulegen. Das war nun einmal ſo Aſus bei gllen
Kriminalgrößen, und ſo machte er mit. Roxy war eigent
lich immer überall dabei, wo und wann s „wäs gab“. Er

war ein großer, ausgelaſſ
mußte. Ein Charakter, der unbeſchwert von Komplikatio
nen war, ein Mann, der die Frauen liebte und ſich von
ihnen lieben ließ! Von ſeiner Rolle in dem Stefan Kam-
penFilm war er nicht ſonderlich entzückt, denn neben einem
Star wie Stefan boten ſich kaum Spielmöglichkeiten für
einen anderen. Dennoch war ſein Part nicht unintereſſant,
weil er beſonders am Schluſſe ſtark aktiv in die Handlung
eingreifen durfte. Handeln, tätig ſein, mit offenen Augen
ſehen, das war etwas für Roxy Hudſon! Die Arbeit
verging allen wie im Fluge Beſonders, weil Stefan, Roxy
und Fredy Nick, der gemütliche Komiker, ſich in den faul
ſten Witzen überboten. Außerdem hatte Nick noch ſeine bei
den Auglein auf die ſchöne Dänin geworfen, was wieder
um Anlaß gab zu tauſend Neckereien.

„Fredy, lieber, kleiner, dicker Fredy, biſt du nicht glück
lich über Tora? Ja, haſt du denn nicht gehört, was ſie
vorhin geliſpelt hat?“ Mit dieſen Worten crawlt ſich Roxy
temperamentvoll vorwärts, ohne auf den hilflos bibbern-
den Fredy zu achten Fredy friert und „kocht“ zugleich
Verteufelt, wieder eine Welle! Und wo iſt denn jetzt der
verdammte Lauſejunge wieder hingeſchwommen! Beide
haben „frei“ und laſſen ſich nun ſchon den halben Vormit
tag von den himmelblauen Wellen ſchaukeln. Aber das
wird dem Komiker jetzt bald zu bunt. Allzu viel iſt un
geſund! Man ſagt zwar, Fett ſchwimmt oben, aber Fredy
war eigentlich immer unten. Wenigſtens bis an die Naſen
ſpitze. Außerdem ging ihm nach 15 Stößen regelmäßig die
Puſte aus. Nein, das war heute kein Vergnügen mehr!
Aber wo iſt er denn nur? Was meint er mit Tora, der
ſüßen, einzigen?! Sollte ſie den verliebten Narren
Sein Herz puckert in Höchſtgeſchwindigkeit. Ob aus Glücks
gefühl oder vor körperlicher Anſtrengung kann er aller
dings nicht unterſcheiden. So gut es geht, taſtet er ſich jetzt,
laufend, über eilende Wellen ſpringend, am Strick entlang,
den ſuchenden Blick auf ſeinen jungen Kollegen geheftet.
Aha, da vorn! Noch zwei Meter Entfernung! Aber da
ſchteßt pfeilſchnell ein ſchlankes männliches Weſen quer
unter ihm vorbei. Er ſtolpert und die Wellen ſaugen ihn
auf. Als er endlich triefend und ſpuckend wieder in die

geliſpelt hat!“
Und Hudſon ruft ſchelmiſch: „Jag elſca dag!“ hauchte

Tora. Zu deutſch, ich liebe dich!“
Fredys Vollmondgeſicht iſt ein einziger Sonnenſtrahl.

Die ahnungsloſe Qualle wird zerdrückt. „Wirklich? Sie
liebt mich?“

Hudſon ſchüttelt naiv den Kopf, während es in ſeinen
rehbraunen Augen verräteriſch blitzt. „Daß ſie dich liebt,
habe ich nicht behauptet! Sie hat es nur mir in der heuti-
gen Filmſzene anvertraut!“

Klatſch! fliegt da die Quallenleiche in Roxys loſes Jun
gengeſicht. Fredy Nick aber ſchwimmt und crawlt und
puſtet ſich mit Müh und Not an den menſchenüberfluteter
Strand und wälzt ſich wutſchnaubend in ſeine Zelle.

Tora Jörenſen war herb, aber nicht derb, ohne burſchi-
kos zu ſein. Toras Koketterie beſtand darin, nicht zu koket
tieren. Erſt recht nicht mit Stefan Kampen! Das gefiel
Brigitte und beruhigte ſie etwas. So fühlte ſie ſich zu der
Dänin hingezogen, während ſie Raquel, die Mexikanerin,
innerlich nicht ausſtehen konnte. Ob Stefan von ihrer
Eiferſucht etwas ahnte? Entſetzlicher Gedanke! Nein, eifer
ſüchtig durfte ſie nicht ſein Jegliches Liebesgefühl für ihn
mußte ſie ſchon im Keime erſticken. Sie, die kühn das große
Opfer für ihn bringen wollte! Nun mußte ſie es auch in
Reinheit ſchenken. Was ging es ſchließlich ſie an, wenn er
Kay Mec. Brown koſend übers Haar fuhr, mit Tora Jören-
ſen blendend tanzte oder der glutäugigen Mexikanern den
Badeanzug zuknöpfen half!? Nachts, ehe ſie einſchlief, bil
dete ſich Brigitte cousiſtiſch ein, daß ſie Wolf doch eigent
lich recht gern habe. Schließlich ſei er der Jüngere Und er

von ſeinem Fleiſch und Blut! Aber damit war ſie wie
der bei Stefan angelangt! Stefan! Stefan! Noch drei Tage
durfte ſte ſeine Nähe allein genießen, ohne den andern.

Dann gings wieder in das Tempo der Weltſtadt bis zum
8. Auguſt.

„Es liegt der Regierung Seiner Majeſtät und dem

gerückt wird, ſo iſt doch ſehr nachteilig, daß ſie im jetzigen
Stadium gewaltſam in d. n Vordergrund geſtellt wirdgemeinen irtſchaftsdepreſſion

ſei hübſch, intelligent, begabt, herzensgut und er war ja

(Fortſetzung folgt.



Beſchränkung der deutſchen Rüſtungen forderten, den Zweck
oder Grund im Auge hatten, der darin angegeben iſt Die
ſer Zweck oder Grund war, die Einleitung einer allgemei-
nen Rüſtungsbeſchränküng aller Nätionen zu ermöglichen

Es iſt aber ganz ekwas anderes, ob der Zweck oder das
Ziel einer Verkragsabmachung angegeben oder ob die
erfolgreiche Erreichung dieſes Fieles zu einer Bedin

gung für die Verkragsagbrede gemacht wird.

Noch weniger iſt es möglich, im Wege einer juriſtiſchen Aus
legung des Vertrages zu dem Schluß zu gelangen, die Art,
in der das Ziel nämlich eine allgemeine Rüſtungsbe-
ſchränkung erreicht werden ſoll, müſſe genau dieſelbe ſein
wie die Art, in der Deutſchlands Rüſtungen durch Teil V
beſchränkt worden ſind; denn die einzige Angabe des Ver
trages darüber, in welcher Weiſe die allgemeine Abrüſtung
herbeigeführt werden ſoll, findet ſich in den ſehr allgemein
gehaltenen Worten von Art VII der Völkerbundsſatzung.

Die wahre Lage auf Grund des Vertrages von Ver
ſailles iſt die, daß der Teil V noch bindend iſt und ſeine
bindende Kraft nur durch Vereinbarung verlieren kann.

Die Regierung des Vereinigten Königreichs hegt die
Hoffnung, daß in Genf trotz der aufgetretenen Schwierig
keiten eine weltumfaſſende Vereinbarung zuſtande zu brin
gen, doch eine Abrüſtung in wirklich bedeutſamem Ausmaße
erreicht werden möge, wobei jede Nation ſich zu einer genau
innezuhaltenden Einſchränkung ihrer Kriegswaffen ſowohl
der Art wie der Menge nach verpflichten würde

Ein ſolches Ergebnis kann nur dann erzielt werden,
wenn auf die Bedürfniſſe wie auf die Gefühle aller 64 be
keiligken Staaten die gebührende Rückſicht genommen wird.
Das anzuſtrebende Ziel iſt bei den ſtarkgerüſteken Mächten
die größtmögliche Herabſetzung und bei den ſchwachgerüſteken
Staaten ebenfalls keine makerielle Vermehrung. Es wäre
wirklich ein kragiſcher Widerſinn, wenn das Ergebnis der
erſten Abrüſtungskonferenz bei irgend einem Skagk eine Ver
mehrung der Rüſtungen und eine kakſächliche Wiederauf
rüſtung wäre.

Die Regierung des Vereinigten Königreichs ſieht des
halb den Zweck der Konferenz darin, ein Abrüſtungsabkom-
men auszuarbeiten, das auf dem Grundſatz berüht daß jeder
Staat im Einvernehmen mit dem anderen eine Beſchränkung
auf ſich nimmt, die er ſich ſelbſt auferlegt und als einen Teil
der gegenſeitigen Verpflichtungen der Signatarſtaaten frei
willig übernimmt. Die Folge des Abkommens wird mithin
ſein, daß keinerlei Unterſchied der Rechtslage mehr beſteht:

Die Rüſtungen eines jeden Staates werden durch den
gleichen Prozeß konkrolliert, und die durch beſtehende Ver
kräge wie die verſchiedenen Friedensverträge oder die Flok
kenverkräge von Waſhington und London bereils vorge
ſchriebenen Beſchränkungen werden, ſoweit ſie nicht im ge
genſeitigen Einvernehmen abgeändert ſind, in dem freiwil
ligen, umfaſſenden Pakt, der in Genf ausgehandelt werden
ſoll, wieder in Erſcheinung kreken. Dieſe letzkgenannke Ar
kunde wird dann die für alle bindende, wirkſame Verpflich
kung darſtellen.

Die Frage der Gleichberechtigung, die mit der Frage
der Ziffern nicht zu verwechſeln iſt, birgtk in ſich Erwägungen
des Nakionalſtolzes und der nationalen Würde, die kief ans
Herz eines Volkes greifen und einem Groll Nahrung geben,
der ſonſt verſchwinden und freundlicheren Gefühlen Platz
machen würde.

Jm Intereſſe der allgemeinen Befriedung iſt deshalb
ſehr zu wünſchen, daß alle ſolche Fragen durch freundſchaftM Wehen eng h herr rorte e ei

erledigt werden, ohne daß dabei vertragliche Verpflichtungen
mißachtet oder die Geſamtziffer der bewaffneten Macht er
höht würde.

Aber dieſes wünſchenswerte Fiel läſzt ſich nicht durch
eine befriſteke Herausforderung und auch nicht dadurch er
reichen, daß man ſich von Beratungen zurückzieht die gerade
wieder aufgenommen werden ſollen. Es läßt ſich nur er

reichen durch geduldige Erörterung im Wege einer Kon
ferenz zwiſchen den bekeiligten Staaten.

Henderſon bedauert
Aber die Hoffnung auf Deutſchlands Wiedererſcheinen im

Abrüſtungsausſchuß noch nicht agufgegeben.

Genf, 20. September.
Der Präſident der Abrüſtungskonferenz, Henderſon, hat

die Mitteilung des deutſchen Außenminiſters vom 14. Sep-
tember d. J., daß die deutſche Regierung an der Tagung des
Büros der Abrüſtungskonferenz am 21. September nicht
teilnehmen werde, mit einem längeren Schreiben beant-
wortet.

Henderſon bedauert zunächſt den Beſchluß der deutſchen
Kegierung und ſucht dann nachzuweiſen, daß durch die Ent
ſchließung der Abrüſtungskonferenz hinſichtlich des Amfangs
der künftigen allgemeinen Abrüſtung noch keine endgültige
Vorenkſcheidung getroffen ſei. Als Präſident der Abrüſtungs-
konferenz ſtehe es ihm nicht zu, in eine Diskuſſion über das
Abrüſtungsregime des Verſailler Verkrages“ einzukreten.
Henderſon erinnert ſodann noch an ſeine Rede vor der Ge
neralkommiſſion am 23. Juli, um ſeine Ueberzeugung zu wie
derholen, daß die Arbeiten der Abrüſtungskonferenz zu
einer weſenklichen Herabſetzung der Welkrüſtungen führer
würden.

Zum Schluß erklärte der Präſident der Abrüſtungs-
konferenz, er hoffe aufrichtig, daß die deutſche Regierung
nach einer Prüfung ſeiner Antwort ſo bald wie möglich wie
der an den Arbeiten des Büros der Abrüſtungskonferenz
teilnehmen kann, um ſo mehr, als durch eine längere Ab
weſenheit Deutſchlands von den Beratungen die Sache der
Abrüſtung ſchwer gefährdet werden könnte

Zweierlei Engliſch
Präſident Henderſon nach Miniſter Simon.

Der Vorſitzende der Abrüſtungskonferenz, Henderſon, hat
dem Reichsaußenminiſter Freiherrn von Neurath in einem
Brief die deutſche Abſage für die Sitzung des Büros der
Konferenz beſtätigt, und er hat einen Tag ſpäter in einem
Zeitungsaufſatz ſeine Auffaſſung über die Haltung Deutſch
lands und die aus ihr abzuleitenden Folgen niedergelegt.

Dieſe beiden Verlaukbarungen des von England beſtell
ten Präſidenten der Abrüſtungskonferenz, alſo wohl doch des
für das gänze Abrüſtungsproblem kompekenteſten Englän
ders, unkerſcheiden ſich ſehr auffällig von der Note, die der
engliſche Außenminiſter Simon in der Abrüſtungsfrage an
die Reichsregierung gerichtet hat.

Der Unterſchied liegt ſowohl in der Form wie in der
Geſinnung. Präſident Henderſon hat ſein Schreiben an den

halten und ſich bemüht, den deutſchen Gründen für das
Fernbleiben von der Konferenz ſachliche und ſtimmungs
mäßige Gegengründe entgegenzuſtellen, die zeigen,

daß er die Berechtigung des deutſchen Standpunkkes
anerkennt, und daß auch er keinen Zweifel an der
Not wendigkeit laſſen möchte, zu poſikiven Ergebniſſen

zu kommen.

Wenn er ſich auf ſeine Rede vor der Generalkommiſſion
bezieht und ſich ſelbſt zitierend ſagt, wenn er nicht an eine
Zeit der Ernte glaube, ſo würde er die Kommiſſion bitten,
ihn zu entſchuldigen, daß er nicht noch einmal für ein halbes
Jahr nach Genf käme, ſo iſt das für den Kenner der Perſon
Henderſons ganz gewiß nicht nur Zweckoptimismus, ſondern
der ehrliche Glaube an die Möglichkeit des Erfolges

Die Ehrlichkeit der Geſinnung Henderſons und die Ge
radheit ſeiner Auffaſſung geht beſonders eindringlich auch
aus ſeinem Aufſatz im „News Chronicle hervor, wo er
ſagt, daß auch für die Sitzung des Büros der Konferenz die
deutſche Forderung auf Gleichberechtigung die entſcheidende
Frage ſein werde, daß die Dringlichkeit dieſer deutſchen
Forderung nicht zu unkerſchätzen ſei, und daß keine Sekkion
der Abrüſtungskonferenz darüber erſtaunt ſein könne, daß
dieſe Frage jeht mit ſolcher Dringlichkeit auſgeworfen werde.

Das klingt weſentlich anders als der ſchülmeiſternde und
völlig an dem Gewicht der Tatſachen vorübergehende Jnhalt
der Londoner Note. Wenn Henderſon am Schluß ſeines
Aufſatzes ſagt, daß im Hinblick gerade auf die Bindungen
von Verſailles und Locarno nur eine Antwort auf die
deutſche Forderung möglich iſt, die ſich nicht nür mit der
Ehre, ſondern ebenſo mit der Aufrechterhaltung guter Be
ziehungen unter den Nationen verträgt, ſo ſpricht auch aus

dieſen Worten ein anderer Geiſt als aus denen des eng
liſchen Außenamtes. Die Kommentare der engliſchen Preſſe
zu der Note an Deutſchland zeigen, daß der überwiegende
Teil der öffentlichen Meinung Englands ebenſo denkt wie
Henderſon, und vielleicht bleibt doch noch ein Reſt von Hoff
nung, daß die verhärtete Bürokratie des engliſchen äußeren
Dienſtes durch ſolche Stimmen eines Beſſern belehrt und auf
den einzig möglichen Weg gewieſen wird. Niemand würde
das mehr begrüßen als Deutſchland.

Engliſche Kritik
London, 21. September.

Der liberale News Chronicle“ bedauert in
einem Leitartikel den Entſchluß Deutſchlands, nicht nach
Genf zurückzukehren, nennt ihn aber begreiflich. Es ſei auch
bedauerlich, daß die britiſche Denkſchrift keinen entſchiede
neren Beitrag zur Löſung dieſes kritiſchen Problems bringe.
Die Denkſchrift des Foreign Office ſei keineswegs ein Aus
druck der wahren Stimmung des Landes

„Daily Expreß“ ſchreibt Das britiſche Publikum
iſt der Anſicht, daß der Friedensvertrag meint, was er
ſagt, und daß die britiſche Nation nicht beabſichtigt, ſich
mit den Deutſchen zu veruneinigen um der Franzoſen wil-
len, die nur ihre militäriſche Veherrſchung Europas auf

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 21. September 1932

Am 18. ds. Mts. 7.30 Uhr, fand eine Feuerwehr

die Wehr in der Lage iſt, bei einem Brand des Kirchturmes

die Gefahr einer Weiterverbreitung des Feuers zu verhindern
und das Feuer ſelbſt am Brandherd zu bekämpfen Es
war angenommen, daß Nordweſtwind herrſchte. Das Er
gebnis der Uebung zeigte, daß bei einem Brand des Kirch
turms die Wehr doch noch nicht ſo ausgerüſtet iſt, um vor

den Mitteln der Feuerwehr mit Erfolg durchzuführen. Das
vorhandene Schlauchmaterial reichte gerade aus, um bis zur
Türmerwohnung zu gelangen. Allerdings mußten hierbei
ſchon 80 m 44 mm weiter Schlauch verwendet werden.
Dies hat eine ſtarke Druckverminderung zur Folge. Jimnmer-
hin war der Strahl noch ſtark genug, um einen örtlichen
Turtnbrand bekämpfen zu können, wenn genügend Rauch-
ſchutzmasken vorhanden ſind. Z. z. hal die Kemberger Wehr
nur eine Rauchſchutzmaske. Jm Ernſtfalle müſſen ſämtliche
Mannſchaften, die einen Jnnenangriff im Turme durchführen,
wegen der zu erwartenden Verqualmung, mit Rauchſchutz
masken ausgerüſtet ſein. Wie bereits erwähnt, reicht das
vorhandene Schlauchmaterial gerade aus, um einen örtlichen
Turmbrand zu bekämpfen. Ein Schutz der Nachbargebäude
kann in diefem Fall von der Kemberger Wehr nicht durch
geführt werden. Er muß den herbeizurufenden Nachbar
wehren überlaſſen werden. Mit der neu beſchafften mecha
niſchen Leiter war es möglich, einen Brand des Rathauſes
von außen in jeder Weiſe zu bekämpfen und bei einem
Brand eines Nachbarhauſes das geſamte Dach des Rat
hauſes unter Waſſer halten zu können Es iſt dies jeden
falls ein außerordentlicher Fortſchritt, denn ohne die mecha
niſche Leiter war dies bisher nicht möglich. Zu wünſchen
wäre ur, daß die Wehr noch einen Schlauchwagen be
käme, denn bei der ſchlechten Waſſerverſorgung des nord
öſtlichen Teiles einſchließlich des Marktplatzes müſſen immer
lange Schlauchleitungen gelegt werden. Das Verlegen
nimmt bei Vorhandenſein eines Schlauchwagens nicht die
Hälfte Zeit in Anſpruch. Je ſchneller eine Feuerbekämpfung
erfolgt, umſo größer iſt die Ausſicht auf eine Niederkämpfung.
Bei einem Tuürmbrand bei Sturm wird die Wehr ſich le
diglich auf den Schutz der Stadt beſchränken können. Jinmer
hin bleibt zu überlegen, ob nicht jetzt, wo die Kirche ſowieſo
im Innern renoviert wird, feuerſichere Zwiſchendecken, vor
allen Dingen über der Türmerwohnung, eingezogen werden,
damit ein Ueberſpringen des Feuers bei einem Blitzſchlag
in den eigentlichen Turmkörper verhindert wird

Im Anſchluß an die Uebung verſammelten ſich die
Mitglieder der Wehr mit den Vertretern des Magiſtrats
und dem Kreisbrandmeiſter im Schützenhaus, um über die
bei der Uebung gemachten Erfahrungen zu ſprechen. Bei
dieſer Gelegenheit wurde auch der Stadtvertretung und
der Sozietät Dank geſagt für die Unterſtützung, die ſie der
Wehr zuteil werden ließen. Weiterhin wurde mitgeteilt,
daß zu den Koſten der neuen Dienſtjoppen die Stadt
die Sozietät und die Wehr aus eigenen Mitteln eben
falls aufgebracht hat, und daß die Wehr außer den
zuerſt beſchafften noch 8 Joppen aus der Vereinskaſſe be

Reichsaußenminiſter in einem überaus konzilianten Ton ge ſchafft hat.

weck derſelhen war, zu erproben, wie weit

allen Dingen eine Bekämpfung des Brandherdes ſelbſt mit,

1932 auf die Dauer v

Am Sonntag, den 4. September, weilte der ev.
Jugendverein mit ſeiner Jungſchar in Gräfenhainichen
zum 5. Stiftungsfeſt der dortigen Jungſchar. In der
Abendveranſtaltung hielt Bundespfarrer PeterBerlin einen
Vortrag über „Die chriſtliche Familie“, wie ſie ſein und
wie ſie nicht ſein ſoll. Ferner wurde eine Jungſcharſturm
fahne geweiht. Am Sonntag kam auch der Sport zu
ſeinem Recht, wobei unſere Jungſchar ſehr ſchöne Erfolge
erzielen konnte. Handball: Jungſchar Coswig- Jungſchar
Kemberg, 0: 1 für Kemberg. Mittelſtufe l, 3 und 4Kampf:
1. Sieger Heinz Wildau 72 Pkt., Ehrenpreis, 4. Sieger

Erhard Fiedler 49 Pkt. Ehrenpreis, 5. Sieger Helmut
Birkner 48 Pkt., Ehrenpreis, 8. Sieger Heini Klundt 42
Pkt., 10 Sieger Alex Morawietz 39 Pkt., 11. Sieger Erich
Dalchow 38 Pkt., 13. Sieger Erich Heynold 34 Pkt., 15.
Sieger Franz Schulke 32 Pkt. Unterſtufe: 2. Sieger
Walter Lehmann 44 Pkt., Ehrenpreis, 4. Sieger Heinz
Endler 41 Pkr. Ein „Mutig voran“ den kleinen Siegern.
Wir bemerken an dieſer Stelle noch, daß der Ev. Jugend
verein am 8. und 9., Oktober ſein 41jähriges Beſtehen feiert.

Fußballſport. Das 5. Verbandsſpiel, das am ver
gangenen Sonntag ſtattfand, endete für die „Rot Weißen“
nicht ſehr glücklich Die 1. Mannſchaft trat mit einer ſehr
ſtark geſchwächten Mannſchaft gegen Sportverein Elſter
an und mußte ſich eine 5:2 Niederlage gefallen laſſen.
Das Fehlen der 2 Verteidiger machte ſich ſehr deutlich be
merkbar Die 2. Mannſchaft war gegen Elſter 2. ſehr
gut in Form und holte ſich mit einem Reſultat von 4:2
den 3. Punkt. Die Kemberger Schüler ſpielten in Pretzſch
gegen die Schüler vom Tüurnverein Pretzſch und verloren
knapp durch Elfmeter mit 32.

Schützengilde. Am Sonntag veranſtaltete die Gilde
noch einmal ein Prämien und Ehrenſcheibenſchießen. Beim
Prämienſchießen wurde Erſter Schützenkönig Karl Burchardt
mit 58 Ringen, der ſich auch die von den beſten Schützen der
Jahre 1931 und 1932 Otto Roming und Otto Schulze
geſtiftete Ehrenſcheibe mit einer gutgezielten 20 erſchoß.
Schuß Heil.

Am 15 und 16. Oktober findet hier in Kemberg der
Gauwehrſportappell des Stahlhelmgaues Bitterfeld
Wittenberg ſtatt. Mit den Vorarbeiten ſowie der geſamten
Durchführung iſt die hieſige Ortsgruppe beauftragt worden.
Das zur Durchführung aufgeſtellte Programm wird dem
nächſt veröffentlicht werden.

Wellaune, 20 September. (Schwerer Motorradunfall.)
Einen bedauerlichen Unfall erlitt am Sonntag abend der
Landwirt Kleeberg, der tagsvorher erſt ſeine Hochzeit ge
feiert hatte. Er ſtreifte bei Crenſitz mit der Fußraſte ſeines
Motorrades den Lieferwagen des Glaſermeiſters Brähme
aus Krippehna, kam zu Fall und blieb ſchwerverletzt auf
der Fahrbahn liegen. Ein zufällig vorüberfahrender Arzt
ſchaffte ihn nach Leipzig ins Krankenhaus. Wahrſcheinlich
hatte K., der ohne Beleuchtung fuhr, den haltenden, eben
falls unbeleuchteten Wagen zu ſpät bemerkt und nicht mehr
aus weichen können.

Zahlungsbefehl gegen den Bürgermeiſter.
t Dommitzſch a. d. Elbe Die Stadtverordnetenverſamm-

lung hatte beſchloſſen, gegen den Bürgermeiſter einen
Zahlungsbefehl zu erlaſſen, weil er ſein Gehalt um 1800
Mark überzogen habe. Vom Stadtverordnetenvorſteher
wurde jetzt mitgeteilt, daß der Regierungspräſident es
abgelehnt habe, einen Vertreter in die Stadtverwaltung
zu entſenden, da es ſich um eine reine Selbſtverwaltungs
angelegenheit handele. Da der Bürgermeiſter noch keine
Zahlung geleiſtet habe, habe der Magiſtrat nunmehr den
angekündigten Schritt unternommen.

Wolfen (Hr. Bitterfeld). Großer Steueraus
all. Durch eine Freiveranlagung der J. G. Farben für
die Gewerbeſteuer entſteht für die Gemeinde Wolfen ein
Ausfall von 200000 Mark. Die Gemeindeverwaltung
will verſuchen, den Steuerausfall durch Erhöhung der
Vealſteuern wieder hereinzubringen, wogegen ſich die wirt
ſchaftlichen Verbände, Gewerbe und Hausbeſitz natürlich
energiſch wenden. Man verlangt von dieſer Seite weſent
liche Beſchränkung der Verwaltungsausgaben ſowie Jn
e der Gemeindefonds in Höhe von 175 000

ark.

Brücken (HKr. Sangerhauſen). Turmuhrgewicht
ſtürzt herab. Ein 12fähriger Schüler, der die Uhr
des Kirchturms aufzog, verunglückte dabei ſchwer. Das
Drahtſeil, an dem das etwa 112 Zentner ſchwere Gewicht
hing, riß, und das fallende Uhrgewicht traf den Jungen
auf Hinterkopf, Nacken und Schulter. Er wurde bewußt
los in die elterliche Wohnung gebracht.

WMansfeld. Aeberfall auf der Landſtraße.
Wir berichteten ſeinerzeit über den Aeberfall auf einen
Lehrling aus Dankerode zwiſchen HKönigerode und Danke
rode. Ein Mann trat plötzlich aus dem Walde heraus,
ging mit einer Schußwaffe auf den Lehrling los und
forderte Geld von ihm. Als ein Wotorradfahrer hinzu
kam, ſuchte der Väuber, verfolgt von dem Motorradfahrer,
das Weite. Das Amtsgericht Mansfeld verurteilte den
Täter, einen Erwerbsloſen aus Artern, jetzt zu drei Jahren
Gefängnis.

Bad Tennſtedt. Beim Einbiegen aus einer Seiten
ſtraße in die Bahnhofſtraße wurde der radfahrende
21ljährige Fleiſcher Alfred Heiſe von einem Auto an
gefahren. Er konnte ſich zwar allein heim begeben, ſtarb
aber einige Stunden ſpäter an den Folgen des Anfalls.

„Has Reichsbanner“ verboten
Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt mitteilt,

hat der Oberpräſident Magdeburgs auf Erſuchen des kom
miſſariſchen Jnnenminiſters die in Magdeburg erſchei
nende Wochenſchrift „Das Veichsbanner“ wegen des Ar
tikels Die Schuld von Ohlau“ mit den Antertiteln „Offe
ner Brief an den ſtellvertretenden Veichskommiſſar in
Preußen, Oberbürgermeiſter Dr. Bracht“ in Nr. 38 vom
17. September auf und der Verordnung des VNeichs-
präſidenten gegen politiſche Ausſchreitungen vom 14. Juni

on vier Wochen verboten.
Halle. An der Straßenkreuzung Hohenthurm

Brehna fuhr am Sonntag nachmittag ein von Zörbig
kommender Perſonenkraftwagen beim Einbiegen in die
Hauptſtraße einem halleſchen Perſonenkraftwagen mit ſo
großer Wucht in die Flanke, daß ſich der Wagen dreimal
überſchlug. Der Fleiſchermeiſter Borſchke aus Halle erlitt
einen Schädelbruch und war ſofort tot, während ſeine Frau
und ſein Sohn mit leichteren Verletzungen davonkamen.



Gewährung von Geburtsbeihilfen durch den
Landkreis Wittenberg.

In den letzten Jahren vor dem Kriege war der Ge
burtenrückgang eine der beſprochenſten Fragen. Durch den
Krieg und ſeine gewaltige hemmende Einwirkung auf die
Volksvermehrung iſt dieſe Frage noch mehr in den Brenn
punkt des öffentlichen Intereſſes gerückt.

Geburtenrückgang bedeutet Niedergang eines Volkes.
Wer ſein Volk liebt, wünſcht aber ſeinen Aufſtieg und zwar
das Heranwachſen eines geſunden und kräftigen Geſchlechts

Schwerer denn je laſtet auf weiten Volksſchichten die
Sorge ums tägliche Brot Arbeitsloſigkeit, Kurzarbeit
gehen nicht ſpurlos gerade an den heranwachſenden Menſchen

Menſchen voraus, die in einem großen Geſchwiſterkreis
aufwachſen. Klopft auch Sorge und Not öfter an die Tür
als in Familien mit ein oder zwei Kindern, ſo ſchleifen
ſich kleine und große Unebenheiten innerhalb des Geſchwiſter

Kinde, und beſſer gewappnet für den Lebenskampf treten
jene ein in den Beruf. Entſagen und Rückſichtnehmen
auf die Eigenheit anderer iſt ihnen nichts Unbekanntes

So iſt es verſtändlich, daß auch der Kreisausſchuß
Wittenberg den kinderreichen Familien ſeines Bezirks durch
Gewährung einer beſonderen Unterſtützung helfen will.

Jm Hinblick auf die allgemeine Wirtſchaftskriſe kann
leider die Beihilfe nur in beſcheidenen Grenzen gewährt
werden

kreiſes doch leichter ab, als bei dem verhätſchelten einzigen

für das 6. Kind )5 RM, für das 7. Kind 20 RM, für
das 8. Kind 25. RM, für das 9. Kind 30 RM, für das
10. Kind 35 RM, für jedesw eitere Kind 40 RM ge
währt wird. aDer ſparſame Hausvater oder die umſichtige Hausmutter
wird auch mit dieſer an ſich geringen Summe etwas
e ntſprechendes anzufangen wiſſen.

e nachahmenswert erſcheint das Beiſpiel einer
Famil ie des Landkreiſes Wittenberg, die ihr neuntes Kindempfing und von dein Patengeld des Herrn Reichspräſidenten

eine Ziege kaufte, die nicht nur das Patenkind, ſondern
auch die übrigen Kinder mit Milch verſorgt.

So iſt zu hoffen, daß auch die von dem Kreisausſchußgewährte Geburts ehe ontſprechend nützliche Verwendung

vorüber.
reichen Familien. Und dennoch

Ganz beſonders betroffen davon ſich die kinder Der Kreisausſchuß hat in ſeiner letzten Sitzung be findet. Anträge auf Gewährtng der t ſind an die
e e e zu richtenetwas haben die ſchloſſen,

h

daß als Geburtshilfe für das 5. Kind 10 RM,
n n
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bietet Jhnen
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Jahrmarkts

III

Angebote

Glas, Porzellan u. Steingut
Haus und Wirtſchaftsartikeln

RicharclArnolch, kemberg

Leipziger Straße und Markt

Oagch- ßadewannen, grüntasser
uſw. in beſter Ausführung ne

Leopold Tauſcher, Böttchermeiſter, Schmiedeberger Straße 2

Morgen Donnerstag
früh Ahr

Speckkuchen
Bäckerei Mattheß

3Lüuterschweine
zu verkaufen Zu erfragen in der
Geſchäftsſtelle d Ztg

Zum
Muskochen
f. Bübensaft

Keinmstes

Musgew irre
J. G. Glauubig

Zum Jahrmarkt
empfehle

Rind und
Schweinefleiſch
friſche Bratwurſt und Sülze

und die bekannten
Würſtchen und Breslauer

Willy Rätz

ZumJahrmarkt
Friſches

Rinde, Kalbe m.
Schweinefleiſch
friſche Bratwurſt und Sülze

friſche Würſtchen
ſomie

ff. warme Pökelknochen
Ernſt Bachmannempfiehlt

Hochtragende Kuh

ſehr nahe am Kalben
verkauft preiswert

Richard Teller, Kemberg
Gute

Spelsekartoffeln
(Wolthmann)
hat abzugeben

Bruno Heßler, Wiktenberger Keum. 8

verkauft Willy Heylmann

Möbllertes immer
per ſofort zu mieten geſucht. An
gebote an die Geſchäftsſt. d. Ztg.

Klee Wohnung
zum 1. November zu vermieten

Keimling, Burgſtraße

e e
Hübsche Handarbeiten

Kaffeecdecken Mitteldecken Buffetdecken
Sofakissen Schlummerrollen

Kaffee und Tee-Wärmer
III III

III IIIIIIIIIII

Tablettdecken
Kommodendecken

Taschentücher
empfiehlt in reicher Auswahl, gezeichnet,

Stickereimaterialien, Stick- u. Häkelgarne

Küchengarnituren Wandschoner Waschtischgarnituren
Klammerschürzen Klammerbeutel Wäschekorbcdlecken

Nessel-Schürzen und Kleider
Kinderspielanzüqe

Naähmaschinendecken
Taschentuchbehälter u. a. m.

angefangen und fertig, ferner sämtliche

III III

Nähtischdecken

Stick- und Häkelseicden, Handarbeits wolle
Kaffeewärmerfüllungen, Kapok lose

Handarheits- Zeitungen
Bestellungen und Sonderanfertigungen jederzeit schnellstens.

Richar ch e mar Markt 3
Mocdenhblätter Handarhbeits-Alben

S
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Zum ahnt emplehle
prima frisches

in Kalb-, hammel-
um Schtpeineſfleiseh

f. Veisehsalat, frische Sülse
frische Bratwanet, Kasseler Hippespeer
cliv. Aufschnmnitt, Kaiserjagadiourst
Mortodello
Wiener Würstehen, Bockwurst, Breslauer
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In Porzughene Speisen unck Getränke

Räderaufbhewahrung
Es ladet freundlichſt ein Paul Günther
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t Aus bKüchenkanten cher Urne
PoſtenSäcke Ed. Jugend verein

Donnerstag abend

hat abzugeben J. G. Glaubig Verſammlung
Fliegenfänger Jungſcharſtunde von 7

empfiehlt billigſt Rich. Arnold
Erſcheinen aller Mitglieder unbedingt

S s
erforderlich Der Vorſtand

Photo-Alben
Photo Beken zum Einkleben von
Amateur Photographien in
reicher Auswahl

Richard Arnolcl, Buch- u. Papierhandlung
Kemberg, Leipzigerstraße 64/65 u. Markt 8

Ah r h

h h h
Männer Turm-Werein, Kemberg

Sonntag, den 25. September, von nachm. 2 Uhr
ab finden auf dem Weinberg unſere diesjährigen

Schülerwettkämpfe
verbunden mit Wald u. Hindernisläufen uſw. ſtatt, ſowie

Ppeis-Schiessen und -Kegeln
von abends 7 Ahr ab beim Turnbruder C. Fechner

Tanzkränzchen
Wir laden hierzu herzlichſt ein Der Surnrat

p
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